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Was ist die Belegvorhaltepflicht? 
 
Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens wurde aus der Belegvorlage-
pflicht eine Belegvorhaltepflicht. Das bedeutet: Belege müssen nur noch auf Nachfrage des  
Finanzamts eingereicht werden. Die Regelung gilt ab der Steuererklärung für das Jahr 2017. 
 
Bisher wurde in diesem Zusammenhang unterschieden zwischen Belegen, für die es eine gesetz-
liche Vorlagepflicht gab (wie Spendenbescheinigung, Kapitalertragssteuer-Bescheinigung oder 
den Nachweis über den Grad der Behinderung) und sonstigen einzureichenden Unterlagen, Auf-
stellungen und Erläuterungen, die für das Besteuerungsverfahren von Bedeutung sind, für die es 
aber keine gesetzliche Vorlagepflicht gab. 
 
Für den Steuerzahler entfällt diese Unterscheidung künftig. Dadurch wird das Verfahren verein-
facht. 
 
 
 
Wie lange müssen Belege aufbewahrt werden? 
 
Für die meisten Steuerbürger gilt, dass sie Belege grundsätzlich bis zum Ablauf der Einspruchsfrist 
(endet einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheids) und nach Einlegung eines Ein-
spruchs oder einer Klage bis zum endgültigen Abschluss des Verfahrens aufbewahren sollten. Be-
lege, die für mehrere Jahre von Bedeutung sind (z.B. ärztliche Atteste) sollten entsprechend länger 
aufbewahrt werden. Sollte der Steuerbescheid unter dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen oder 
vorläufig sein, sollten die Belege ebenfalls aufbewahrt werden (Angaben hierzu finden sich in den 
Erläuterungstexten am Ende des Steuerbescheids). 
 
Eine besondere Regelung gilt für Zuwendungsnachweise, also Bescheinigungen für Spenden und 
Mitgliedsbeiträge an als gemeinnützig anerkannte Vereine und Einrichtungen: Diese müssen bis 
zu einem Jahr nach Bekanntgabe des Steuerbescheids aufbewahrt werden, wenn sie nicht zuvor 
vom Finanzamt angefordert wurden. 
 
Darüber hinaus müssen Privatpersonen weitere Belege aufbewahren: Für Leistungen, die im Zu-
sammenhang mit einem Grundstück stehen, sind Rechnungen für die Dauer von zwei Jahren auf-
zubewahren. Das können beispielsweise Handwerkerleistungen oder haushaltsnahe Dienstleistun-
gen sein. Die Frist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die Rechnung ausgestellt 
worden ist. 
 
 
 
Sie haben noch Fragen? Wenden Sie sich an Ihre VLH-Beraterin oder -Berater. 
 


